
 

 

Der gemeinsame Ausschuss der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Vogt/Wolfegg 
beabsichtigt die Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich der vorhabenbezogenen 
Bebauungspläne "Agri-PV Anlage Grund", Gde. Vogt sowie "Agri-PV Anlage Annaburg", Gde. 
Wolfegg durchzuführen, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung dieser 
Anlagen in den aufgeführten Bereichen zu schaffen. Die Gemeinden Vogt und Wolfegg 
unterstützen die Vorhaben, da diese zur Steigerung des Anteils der erneuerbaren 
Energieerzeugung beitragen und gleichzeitig weiterhin eine Bewirtschaftung der 
landwirtschaftlichen Flächen möglich ist. 

Die Verwaltungsgemeinschaft beabsichtigt eine parallele Änderung des Flächennutzungsplanes in 
den betroffenen Bereichen, da die aktuellen Darstellungen "Flächen für die Landwirtschaft" den 
Vorhaben nicht entsprechen. Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes sollen die Gebiete 
jeweils als Sonderbaufläche für "PV" (Agri-PV als Solaranlage auf Ackerflächen bei gleichzeitigem 
Nutzpflanzenanbau bzw. Weidetierhaltung) dargestellt werden (siehe Planzeichnung vom 
18.06.2026).  

 

Flächen "Agri-PV Anlage Grund", Gde. Vogt: 

Der Änderungsbereich ist in zwei Teilbereiche getrennt. Das nordwestliche Änderungsbereich 
verläuft im Norden direkt entlang der Gemarkungsgrenze zu Wolfegg und im Westen entlang der 
Landesstraße 317. Der Änderungsteilbereich direkt nördlich von "Grund" grenzt im Süden an die 
Landesstraße 323. Im Westen dieses Teilbereiches bestehen zudem Gehölzstrukturen. 

Im Regionalplan Bodensee-Oberschwaben sowie im Teilregionalplan Energie 2025 liegen die 
Änderungsbereiche außerhalb von "regionalen Grünzügen" und sonstigen regionalen 
Freiraumstrukturen. Die Errichtung und der Betrieb einer Agri-Photovoltaikanlage ist in den 
vorgesehenen Flächen daher zulässig. Die Teilbereiche liegen in keinem Vorbehaltsgebiet 
Photovoltaik nach PS 4.2.3 G (1) des Teilregionalplans Energie 2025. 

Innerhalb des östlichen Änderungsgeltungsbereiches reicht am westlichen Rand das gemäß § 30 
BNatSchG geschützte Biotop "Feldgehölz und Hecken im Norden von Grund" (Biotop-Nr. 1-8124-
436-7302) geringfügig in das Plangebiet hinein. Nördlich liegt in einer Entfernung von 209 m 
zudem das Biotop "Tümpel N Grund" (Bio-top-Nr. 1-8124-436-0063), östlich des östlichen 
Teilgeltungsbereiches in einer Entfernung von 51 m das Biotop "Hecken in Grund" (Biotop-Nr. 1-
8124-436-7138). Die Abstände der PV-Module zum Biotop werden auf Ebene des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mindestens 30 m festgelegt, um Pufferflächen zu schaffen 
und im Rahmen von festzusetzenden Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen (bspw. 
Ausschluss von Beleuchtung) Beeinträchtigungen der Biotope auszuschließen. Auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes sind daher keine Belange betroffen. 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet ist das östlich in einer Entfernung von etwa 630 m 
gelegene FFH-Gebiet "Altdorfer Wald" (Schutzgebiets-Nr. 8124-341). Vor dem Hintergrund der 
erwartbaren Auswirkungen des geplanten Vorhabens, der festzusetzenden Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen auf Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (bspw. 
Ausschluss von Beleuchtung) und der Entfernung zum Plangebiet, können erhebliche 
Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele durch bau-, anlage- und betriebsbedingte 
Wirkfaktoren aus Sicht der Fachplaner ausgeschlossen werden. Eine FFH-Vorprüfung ist demnach 
nicht erforderlich. 

Darüber hinaus liegen im Wirkraum des Vorhabens keine geschützten Bestandteile von Natur und 
Landschaft. 

Die Böden im Gebiet sind gemäß Flurbilanz 2022 der Landesanstalt für Landwirtschaft, Ernährung 
und Ländlicher Raum mit der zweithöchsten Stufe als Vorbehaltsflur I eingestuft. Durch die 



 

 

vorgesehene Nutzung als Agri-PV-Anlage können die wertigen Böden weiterhin landwirtschaftlich 
genutzt werden. 

Das westlich des westlichen Teilgeltungsbereiches gelegene Wasserschutzgebiet "WSG 
WEISSENBRONNEN NEU" (WSG-Nr-Amt 436005) liegt in einem Abstand von 50 m zum 
Geltungsbereich. Vor dem Hintergrund der Entfernung sowie festzusetzender Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen auf Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (bspw. Reinigung 
der Module ausschließlich mit Wasser, Auffangwannen für ölgekühlte Trafos) können 
Beeinträchtigungen des Wasserschutzgebietes ausgeschlossen werden. 

Südlich und westlich des westlichen Teilgeltungsbereiches stocken Waldflächen im Sinne von § 2 
LWaldG. Zum Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden ausreichende 
Abstände eingehalten, um eine Einschränkung der Waldbewirtschaftung auf der einen und 
mögliche Beschädigungen der PV-Module durch umstürzende Bäume auf der anderen Seite zu 
vermeiden. Gleiches gilt für die Darstellung auf Ebene des Flächennutzungsplanes. 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb von hochwassergefährdeten Bereichen für hundertjährige 
oder extreme Hochwasserereignisse (HQextrem und HQ100).  

Das Plangebiet weist keine Strukturen wie Gehölze oder Gebäude auf. Westlich angrenzend zum 
östlichen Teilgebiet (Flurstücknr 37) befindet sich ein Gehölzgürtel, der als Bruthabitat für Vögel 
und als Leitlinie für Fledermäuse dienen kann. Bei der Begehung wurde am südlichen Ende des 
Gehölzstreifens ein Neuntöter nachgewiesen, welcher dort potenziell als Brutvogel vorkommt. Um 
Störungen angrenzend brütender Arten zu vermeiden, werden Bauzeitenregelungen erforderlich. 
Die Leitlinienstruktur für Fledermäuse bleibt unbeeinträchtigt. Die westliche Teilfläche (Flurstücke 
51 und 53) wird landwirtschaftlich genutzt, es wird Mais angebaut. Im Umfeld dieser Teilfläche 
befinden sich ein Stadel sowie mehrere Gehölzparzellen. Zudem weist das Gelände eine Neigung 
auf. Durch die Hangneigung und insbesondere die Kulissenwirkung, welche von den Strukturen im 
Umfeld ausgeht, eignet sich das Plangebiet nicht als Brutlebensraum von Offenlandarten wie die 
Feldlerche. Auch bei der Begehung, welche zur geeigneten Jahres- und Uhrzeit erfolgte, gelang 
kein Nachweis.  

Die Ergebnisse der Relevanzbegehung werden in einem Kurzbericht zusammengefasst und im 
weiteren Verfahren zur Verfügung gestellt. Die Belange sind auf Ebene des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes festzusetzen und lösbar. Für die Änderung des Flächennutzungsplanes besteht 
demnach keine direkte Relevanz, eine verbale Abarbeitung wird im Umweltbericht zum 
Flächennutzungsplan erfolgen. 

Es wird davon ausgegangen, dass Belange des Lärmschutzes auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes nicht betroffen sind. Eine Abstimmung zur Erforderlichkeit eines 
Blendgutachtens erfolgt auf Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.  

 

Flächen "Agri-PV Anlage Annaburg", Gde. Wolfegg: 

Die Fläche befindet sich östlich des Ortskerns und nördlich des landwirtschaftlichen Betriebes 
"Annaburg". Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke mit den Flst.-Nrn. 6/8 und 7/1 
(Teilfläche).  

Im Umfeld des Geltungsbereichs befinden sich mehrere nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope. 
Das nächstgelegene Biotop ist die "Naßwiese Mooshäusle" (Nr. 1-8224-436-0031) in ca. 68 m 
Entfernung westlich des Geltungsbereichs. Dieses stellt zugleich eine Kernfläche feuchter 
Standorte des landesweiten Biotopverbunds Offenland dar. Ein weiteres geschütztes Biotop, 
"Weiher und Feldgehölz S Annaburg" (Nr. 1-8124-436-0078), befindet sich etwa 260 m südlich des 



 

 

voraussichtlichen Geltungsbereichs. Zudem liegt südöstlich in ca. 170 m Entfernung das 
Waldbiotop "Bachaue Hofstatt SO Wolfegg" (Nr. 2-8124-436-1090). 

Weitere Schutzgebiete liegen aufgrund ihrer Entfernung sowie ihrer Lage nördlich der K 7937 bzw. 
nordöstlich der Bahntrasse voraussichtlich nicht im Wirkbereich des Vorhabens. Das Plangebiet 
wird im Westen von Suchräumen 500 m und 1.000 m des landesweiten Biotopverbunds Offenland 
sowie im östlichen Bereich von einem 1.000 m-Suchraum überlagert. Kernflächen und Kernräume 
befinden sich im Bereich der oben genannten Biotope. Im Rahmen der frühzeitigen 
Behördenunterrichtung wird mit den betroffenen Fachbehörden geklärt, ob Beeinträchtigungen 
der genannten Biotope sowie des Biotopverbunds durch entsprechende Festsetzungen im 
Bebauungsplan ausgeschlossen werden können und inwieweit diese Belange im weiteren 
Verfahren vertieft zu prüfen sind. 

Die Ergebnisse der Relevanzbegehung sind dem beigefügten artenschutzrechtlichen Kurzbericht 
vom 20.04.2026 zu entnehmen. Die Belange sind auf Ebene des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes festzusetzen und lösbar. Für die Änderung des Flächennutzungsplanes besteht 
demnach keine direkte Relevanz, eine verbale Abarbeitung wird im Umweltbericht zum 
Flächennutzungsplan erfolgen. 

Es wird davon ausgegangen, dass Belange des Lärmschutzes auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes nicht betroffen sind. Eine Abstimmung zur Erforderlichkeit eines 
Blendgutachtens erfolgt auf Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.  

 


